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Geldanlage und Altersvorsorge

  Die Psyche gibt immer den 

  entscheidenden 
Impuls

Wirtschaftspsychologen wundert es nicht, 
dass stets die Psyche den entscheidenden 
Impuls gibt – egal ob für Urlaub, Einkauf 
oder eben auch die Geldanlage in die Alters-
vorsorge. Unter Neurowissenschaftlern gilt
als gesichert, dass jedes Gehirn aus drei 
unterschiedlich arbeitenden Bereichen be-
steht; je nach individueller genetischer Ver-
anlagung gibt einer der Gehirnbereiche 
stärker den Ton an. Das Stammhirn bei-
spielsweise ist zuständig für Instinkte und 
Lebensgefühle, das Zwischenhirn für Emo-
tionen und Selbstbehauptung und das Groß-
hirn für logisches, rationales Denken und 
planvolles Handeln.

Das Gehirn steuert – vielfach unbewusst –
unser Denken, Fühlen und Handeln und lässt
uns so auch in Fallen tappen: zum Beispiel 
die »Nichtstun-Falle«, die gerne die Steuer-
erklärung, aber auch das Thema Alters-
vorsorge so lange wie möglich vor sich her-
schiebt. Dabei würde es sich lohnen, eher 
heute als morgen anzufangen. Oder die 
»Altruismus-Falle«: In Partnerschaften hat
der Mann oftmals schon mit Ende 20 Alters-
vorsorge-Verträge, wohingegen Frauen viel-

fach eher an ihre Kinder denken oder in die 
gemeinsame Wohnung investieren. Auch die 
»Teilzeit-Falle« ist ein Hindernis auf dem Weg 
zu einer ausreichenden Altersversorgung, 
so notwendig oder schön das Arbeiten in 
Teilzeit oder Minijobs ist. Gekoppelt mit der 
»Erziehungszeit-Falle«, wo oft von nur einem
Partner die Altersvorsorge-Beiträge ausgesetzt
werden, um das Familienbudget zu schonen, 
ist keine ausreichende Altersversorgung 
zu schaffen. 

Geben Sie Ihrer Seele den entscheidenden 
Kick und Ihrer Altersvorsorge den 

richtigen Impuls, indem Sie

1.  klären, wie viel gesetzliche Rente 
 Sie bekommen
2.  klären, wie hoch etwaige betriebliche  
 Absicherungen sind
3.  in Verträge investieren, die gleichzeitig  
 verbindlich und fl exibel sind
4.  sich unabhängig beraten lassen und
5.  nur unterschreiben, was Sie verstehen.

Mit dieser Finanzplanung in fünf Schritten 
kümmern Sie sich und streicheln das Ego. 

01

Aberglaube versus Statistik

Nicht am Freitag, dem 13.
Im Volksglauben gilt der Wochentag Freitag 
(Todestag Jesu) in Kombination mit der 13 
(Unglückszahl) als Tag, an dem Pleiten, Pech 
und Pannen besonders gehäuft eintreten. 
Wie richtig ein Teil der Aussage ist, zeigt die 
statische Auswertung der gemeldeten Schadens-
fälle bei Versicherern: Im Vergleich zu allen an-
deren Wochentagen verzeichnet die Analyse 
grundsätzlich an Freitagen die meisten Schadens-
fälle. Diese Analyse gilt jedoch ausdrücklich nicht
für Freitage, die auf den 13. eines Monats fallen: 
An diesen Tagen können auffallend weniger 
Schadensfälle verzeichnet werden: rund 10 %. 
So müsste die Schadensabteilung eines Versi-
cherers ausrufen: »Wie gut, dass es 2012 gleich  
drei Mal einen Freitag, den 13. gibt!« Doch die 
Erfahrung, dass Freitag, der 13. ungefährlicher 
ist als jeder x-beliebige andere Tag, hilft nicht. 
Der Aberglaube sitzt tiefer.

Der Gesetzgeber hat beschlossen, dass 
ab 2012 alle zulagenberechtigten Riester-
Sparer – egal, ob mittelbar oder unmittelbar– 
einheitlich jährlich mindestens 60 Euro in 
ihren Vertrag einzahlen müssen, um einen 
Anspruch auf die volle Altersvorsorgezulage 
zu erhalten. Dadurch wird sichergestellt, dass
bei einem schleichenden Übergang von der 
mittelbaren in die unmittelbare Zulagenberech-
tigung Betroffene auch den erforderlichen 
Mindesteigenbeitrag eingezahlt haben. Bisher
brauchten die nicht förderberechtigten Ehe-
partner keinen eigenen Beitrag zahlen (»Null-
vertrag«), wenn der förderberechtigte Ehe-
gatte das tat. Mitunter hatten beispielsweise 
Ehefrauen nach der Geburt eines Kindes ihre 
Statusänderung nicht gemeldet – was aber 
mit der Änderung der Zulagenberechtigung 
einhergeht. Die Folge war, dass die Zulagen 
nachträglich vom Staat zurückgefordert wur-
den und somit dem Vertrag verloren gingen. 
                     

              Carolin Brockmann

Steckt die Weltwirtschaft in Schwierigkeiten, zeigt 
sich die Psyche der Kapitalanleger besonders deut-
lich: Die Schreckgespenster von Infl ation und Anlage-
risiken, die sich teilweise bewahrheitet haben, lassen 
den einen Anleger in Gold fl üchten, andere in den 
Konsum, und wieder andere verharren im Nichtstun.

Wichtige Riester-Änderung ab 2012

»Mittelbar« oder   
  »unmittelbar« – 
  das ist hier 
  die Zulagenfrage
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Photovoltaik-Fairsicherung

  Eine Photovoltaik-Anlage (PV-Anlage) ist eine teure Hightech-Anlage, die nur selten irgendwo 

»mitversichert« ist und daher fast immer einer gesonderten Versicherung bedarf. 

       Reparaturen bei Beschädigungen einer solchen Anlage sind fast immer kostenintensiv 

                                             und die Schadenursachen unterschiedlichster Natur. 

    Ihr Fairsicherungsladen bietet passgenaue Versicherungskonzepte.

Montageversicherung
Bereits beim Errichten einer PV-Anlage be-
stehen Gefahren, die nur über eine geson-
derte Montageversicherung abzudecken sind: 
Diebstahl von Baustellen oder Beschädigung 
bis hin zu Totalschäden sind keine Seltenheit. 

Ohne Montageversicherung bleibt der Bauherr 
dann auf seinen Kosten sitzen. Mit einer Mon-
tageversicherung sind alle Lieferungen (bei-
spielsweise Module, Wechselrichter und Ver-
bindungsteile) und Leistungen (wie Montage) 
versichert, die für die Errichtung Ihrer Anlage 
anfallen, und zwar sobald diese erstmals auf 
der Baustelle (dem Versicherungsort) abge-
laden worden sind.

Verständlich, dass die Versicherer nicht be-
dingungslos alles mittragen, sondern auch 
Mindestanforderungen an die Baustellen 
stellen. So müssen die unmontierten Teile
in einem abgeschlossenen Raum (beispiels-
weise einer Garage) zwischengelagert wer-
den. Andernfalls ist das Abhandenkommen –
im Regelfall ein Diebstahl – nur versichert,
wenn es während der »Arbeitszeit« geschieht,
also nicht nach Feierabend der Montage-
fi rma. Die Montageversicherung endet mit 
der Fertigstellung bzw. dem ersten erfolg-
reichen Probelauf der Anlage. Lückenlos 
sollte nun eine Elektronikversicherung 
anschließen.

Die Elektronikversicherung
Diese Versicherung bildet die Grundabsiche-
rung Ihrer PV-Anlage. Sie beginnt ab Fertig-
stellungszeitpunkt und deckt fast alle unvor-
hergesehenen und plötzlich eintretenden 
Beschädigungen, Zerstörungen und Verluste
Ihrer gesamten Anlage ab. 
Eine solche Versicherung greift zum Beispiel
bei Tierverbiss (u. a. Marder, Mäuse, Wasch-
bären), Über-, Unter- und Fremdspannung, 
Brand, Blitzschlag, Explosion, Fahrlässigkeit, 
Vorsatz Dritter, Bedienungsfehlern, unsach-
gemäßer Handhabung, Verschmoren, Ver-
sengen, Verglimmen, Verrußen, Sturm und 
Hagel, Plünderung, Sabotage, Diebstahl   u.a.m.

Werden Feuer- und Leitungswasserschäden 
an der Anlage durch eine Gebäudeversiche-
rung abgedeckt, bieten die meisten Versiche-
rer Beitragsnachlässe für die PV-Elektronik-
versicherungen an. Ersetzt werden bei Total-
verlust der Neuwert, bei einer Teilbeschädi-
gung die Reparaturkosten zur Wiederher-
stellung in den früheren Zustand. 
Auch hier ist vorgegeben, wie die Anlage 
mindestens gesichert sein muss. Dazu 
können Mindestmontagewinkel, gesicherte 
Modulverschraubungen, Blitzschutz nach 
der gängigen DIN u. ä. gehören.

FORTSETZUNG FOLGT! Lesen Sie mehr zu 

Photo-voltaik-Ertragsausfall- bzw. -Haftpfl icht-

versicherungen in unserer nächsten Ausgabe!

                                                        Holger Rostock

           mitversichertSelten



Unterschieden wird, wie die betroffene 
Wohnung genutzt wird. Für Mieter gibt es 
Mieterrechtschutz, häufi g in kompakten 
Rechtschutzverträgen enthalten. Dieser 
bietet Versicherungsschutz für Streitigkeiten 
mit Vermieter oder Nachbarn, bezogen auf 
die angemietete Wohnung. Als Eigentümer 
ist entscheidend, welche Wohnung ver-
sichert werden soll. Die selbstgenutzte Woh-
nung kann über Grundstücksrechtschutz 
ebenfalls in kompakte Verträge eingeschlos-
sen werden. Hier kann es beispielsweise um
Wegerechte und sonstige Nachbarschafts-

streitigkeiten gehen, immer jedoch nur um 
die selbstgenutzten Gebäude- und Grund-
stücksanteile.
Will der Eigentümer auch für vermietete 
Wohnungen Rechtsschutz vereinbaren, so 
wird hier meist ein separater Rechtsschutz-
vertrag abgeschlossen. Berechnungsgrund-
lage ist gewöhnlich die Gesamtjahresmiete 
der betroffenen Wohnungen. 
Achtung, anders als bei Wohngebäude- 
und Haftpfl ichtversicherung, können die 
Beiträge für Vermieterrechtschutz nicht 
auf die Nebenkosten umgelegt werden!
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Fairsicherung® – die Marke der unverwechselbaren Beratung 

WOHNGEBÄUDEVERSICHERUNG
Absicherung des Gebäudes vor Feuer-, 
Leitungswasser- und Sturm-/Hagelschäden;
Mieter bevorzugen günstige Prämien für ge-
ringere Nebenkosten; Vermieter bevorzugen 
umfangreichen Versicherungsschutz, um das 
Gebäude optimal abgesichert zu wissen

HAUS- UND GRUNDBESITZER-HAFTPFLICHT
Sichert vor Ansprüchen Dritter, wenn diese
durch Haus und Grund zu Schaden kommen,
z. B. durch Stürzen bei Glätte, da die 
Streu- und Räumpfl icht nicht ausreichend 
erfüllt wurde

MIETKAUTIONSVERSICHERUNG
Sichert dem Vermieter die Kautionssumme
zu, wenn der Mieter bei Auszug die Wohnung
nicht ordnungsgemäß hinterlässt. Der Mieter 
muss die Kaution nicht hinterlegen, zahlt 
dafür aber Versicherungsbeiträge. 
Achtung – im Schadenfall verlangt der Versi-
cherer die Kaution in voller Höhe vom Mieter!

MIETNOMADENVERSICHERUNG
Besondere Form des Vermieterrechtschutzes –
bietet dem Vermieter unter anderem Ver-
mieterrechtschutz, Mietausfall, Absicherung
des vermieteten Hausrats sowie von Schäden
am gemieteten Gebäude bei »Mietnomaden«

  Unterschiede beim Immobilienrechtsschutz 

Gemietet, selbstgenutzt 
oder vermietet?

             Spätestens nach 20 Jahren  
                       sollte dieser Nachweis  
             erneuert werden – so die 
bisherige Ausgangslage. Das hat dazu ge-
führt, dass Kanalprüf-Firmen wie Pilze aus
dem Boden geschossen sind, Hauseigentümer
laufen Sturm gegen zusätzliche Zwangs-
kosten und es mehren sich Beschwerden 
über Folgeschäden durch Druckprüfungen. 
In NRW wurde darum das Gesetz zur Dicht-
heitsprüfung ausgesetzt und soll nun über-
arbeitet werden. Bis dahin sind Eigentümer 

vorerst nicht mehr verpfl ichtet, Prüfungen 
durchzuführen. In anderen Bundesländern 
gab es dieses Gesetz teilweise gar nicht; 
informieren Sie sich bei Ihrer Stadt oder 
Gemeinde, wie die Dichtheitsprüfung vor Ort 
geregelt ist und ob Fristen für Sie gelten.
Wichtig zu wissen: Schäden durch die Dicht-
heitsprüfung selbst fallen nicht unter den 
Schutz der Gebäudeversicherung. Sprechen 
Sie also mit uns ob sich die Prüfung für 
Ihren Versicherungsschutz empfi ehlt und 
worauf Sie achten sollten.

Als Mieter oder Eigentümer selbstgenutzter 
Gebäude, Wohnungen oder Grundstücke gibt 
es unterschiedlichen Versicherungsschutz für 
Streitigkeiten rund um Wohnung und Gebäude.
Meist geht es um nicht nachvollziehbare 
Nebenkostenabrechnungen, Mieterhöhungen, 
Eigenbedarfskündigungen oder Nichteinhaltung von Bebauungsgrenzen. 
Aber auch Nachbarschaftsstreitigkeiten der Mieter untereinander werden immer 
häufi ger zum Streitgegenstand der Mietrechtschutzversicherung.

 Dichtheitsprüfung für Immobilien weiter in der Diskussion

    Nun doch vom Tisch?
                  Wie das Schwert des Damokles schwebte das Thema »Dichtheitsprüfung« 
                      über jedem Haus- und Grundbesitzer. Bis zum Jahr 2015 sollte jeder   
                Besitzer einer privaten Immobilie einen Dichtheitsnachweis für seine  
                           Abwasserleitungen vorlegen. 

Versicherungen rund ums Haus

Nebenkosten durch 
Zusatzversicherungen

Jedes Jahr warten viele Mieter mit Unbe-
hagen auf die Nebenkostenabrechnung vom 
Vermieter. Als ein Teil dieser Abrechnung 
fallen die Wohngebäudeversicherung und 
die Haus- und Grundbesitzerhaftpfl icht auf.
Dabei haben sowohl Vermieter als auch 
Mieter berechtigtes Interesse, diese Ver-
sicherungen regelmäßig zu prüfen und zu
optimieren. Auch andere Produkte werden
in diesem Zusammenhang häufi g nach-
gefragt. Hier ein kurzer Überblick:

Carsten Rehr / Florian Janner



»Es gibt ja, Gott sei Dank, die Pfl egeversi-
cherung«, werden Sie sagen, und das ist zu-
nächst auch richtig. Die Frage ist nur, ob 
das reicht, denn Pfl ege kann ganz individuell 
nötig werden und damit mehr oder weniger 
Kosten verursachen, mehr oder weniger 
Aufwand und Belastung bedeuten.

Die Pfl egepfl ichtversicherung, die die 
meisten von uns im Rahmen ihrer Kranken-
versicherung haben, leistet im Rahmen von 
drei Pfl egestufen: I für die, die »erheblich 
pfl egebedürftig« sind. II meint alle »Schwer-
pfl egebedürftigen« und III schließlich alle 
»Schwerstpfl egebedürftigen«. Es gibt aber 
neuerdings auch eine Pfl egestufe 0: Sie be-
trifft Menschen, die zwar keine pfl egerische 
Hilfe benötigen, aber einer besonderen Be-
treuung bedürfen. Hiervon sind z. B. viele 
Demenzkranke betroffen.

Rund 20 % der pfl egebedürftigen Heimbewoh-
ner und fast 10 % der zuhause Gepfl egten
haben die Pfl egestufe III. Die Stufe II haben 
bei den Heimbewohnern etwa 40 % und bei 
den anderen rund 30 %, und in Stufe I sind 
es schließlich 41 bzw. 61 %. Die Tendenz ist 
steigend, denn wir werden immer älter und 
es werden immer mehr, denen ein solches 
Schicksal droht.

Dieses Schicksal kann besonders hart sein: 
Nicht allein der Pfl egebedürftige wird letztlich 
für die Kosten seiner Pfl ege aufkommen 
müssen, sondern auch seine Kinder werden 
möglicherweise dazu herangezogen. Die 
Sozialbehörden werden alles daran setzen, 
die von ihnen verauslagten Leistungen 
wieder einzutreiben.

Die Kosten für einen Heimplatz z. B. in der
Pfl egestufe II betragen im Schnitt in Nordrhein-
Westfalen 3.000 € und in Sachsen 1.500 € . 
Das ist wie gesagt nur ein statistischer Durch-
schnitt; wer sich ein wenig damit beschäftigt
hat, weiß, dass es je nach Einrichtung auch 
deutlich teurer werden kann.

Das bedeutet auch, dass die Leistungen aus 
der gesetzlichen Pfl egversicherung schnell 
an ihre Grenzen stoßen. Bei Pfl egestufe II
und vollstationärer Pfl ege stünden hier 1.279 €
zur Verfügung, um ein Kostenpaket zu bewäl-
tigen, das – je nach Bundesland – mindes-
tens doppelt so hoch ist. Aber auch die Pfl ege
zuhause ist nicht billig, abgesehen davon 
kann die mentale Belastung der Angehörigen 
ja nicht in Geld bemessen werden.

Was kann man tun? 
Vorsorge treffen! 

Dafür gibt es grundsätzlich drei Möglichkeiten:
Das Pfl egetagegeld leistet im Pfl egefall ab 
der vereinbarten Pfl egestufe einen festen 
Tagessatz. Es ist eine Risikoversicherung, 
daher wird auch kein Betrag erstattet, wenn 
der Versicherungsfall nicht eintritt. Dafür 
handelt es sich um eine recht preiswerte 
Absicherung, die offen lässt, wofür das Geld 
verwendet wird. Allerdings muss man hier 
auch mit Beitragssteigerungen rechnen.

Die Pfl egerente ist ähnlich aufgebaut; sie 
leistet eine monatliche Rente, wenn eine 
entsprechende Pfl egestufe erreicht wird. 
In der Regel gibt es 100 % der vereinbarten 
Rente erst in der Pfl egestufe III. Vorteil der 
Pfl egerentenversicherung ist der feste Beitrag.

Die Pfl egekostenversicherung bezieht 
sich auf die Vorleistungen der gesetzlichen 
Pfl egeversicherung und soll Lücken zumin-
dest teilweise schließen. Sie ist eine reine 
Risikoversicherung, es wird also auch hier 
kein Kapital angesammelt. Für den Leistungs-
anspruch ist ein Kostennachweis nötig. 
Für Menschen, die sich darauf verlassen 
können, gegebenenfalls von einem Angehö-
rigen gepfl egt zu werden, ist diese Art der 
Versicherung nicht geeignet.

Was ist zu tun, wenn der Versicherungsfall 
eintritt? Sehen Sie zunächst in den Bedin-
gungen nach. Da steht, was der Versicherer 
genau unter »Versicherungsfall« versteht 
und ab wann die Leistung erbracht wird, 
welche Nachweisunterlagen benötigt werden 
und welche Fristen für die Meldung der 
Ansprüche gelten.

Liebe Leserin, lieber Leser, 
die Pfl egeversicherung ist ein sehr 
komplexes Thema und dazu noch 
eines, dem man sich nicht gerne 
nähert. Dennoch ist es wichtig und 
betrifft die eine oder den anderen 
von uns bereits jetzt ganz persönlich. 
Wenn Sie Beratung benötigen, fragen 
Sie Ihren Fairsicherungsladen, Ihr 
Fairsicherungsbüro.  Peter Sollmann
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Pfl egeversicherung Wenn ohne Hilfe       
                  nichts mehr geht ...
... dann ist das der Beginn des Pfl egefalls: ein besonders unbeliebtes, oft verdrängtes Thema –
und dennoch ungeheuer wichtig. Denn die Wahrscheinlichkeit, ein Pfl egefall zu werden, 
liegt bei den 60- bis 64-Jährigen zwar nur bei 1,5 %, aber sie verdreifacht sich bereits in der
Altersklasse der 70- bis 74-Jährigen. Ein Sprung um weitere zehn Jahre, und die 
Wahrscheinlichkeit erreicht fast 20 %. Seit 1991 hat sich die Zahl der Pfl egebedürftigen 
insgesamt verdoppelt.
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Geldanlage und Altersvorsorge

  Die Psyche gibt immer den 

  entscheidenden 
Impuls

Wirtschaftspsychologen wundert es nicht, 
dass stets die Psyche den entscheidenden 
Impuls gibt – egal ob für Urlaub, Einkauf 
oder eben auch die Geldanlage in die Alters-
vorsorge. Unter Neurowissenschaftlern gilt
als gesichert, dass jedes Gehirn aus drei 
unterschiedlich arbeitenden Bereichen be-
steht; je nach individueller genetischer Ver-
anlagung gibt einer der Gehirnbereiche 
stärker den Ton an. Das Stammhirn bei-
spielsweise ist zuständig für Instinkte und 
Lebensgefühle, das Zwischenhirn für Emo-
tionen und Selbstbehauptung und das Groß-
hirn für logisches, rationales Denken und 
planvolles Handeln.

Das Gehirn steuert – vielfach unbewusst –
unser Denken, Fühlen und Handeln und lässt
uns so auch in Fallen tappen: zum Beispiel 
die »Nichtstun-Falle«, die gerne die Steuer-
erklärung, aber auch das Thema Alters-
vorsorge so lange wie möglich vor sich her-
schiebt. Dabei würde es sich lohnen, eher 
heute als morgen anzufangen. Oder die 
»Altruismus-Falle«: In Partnerschaften hat
der Mann oftmals schon mit Ende 20 Alters-
vorsorge-Verträge, wohingegen Frauen viel-

fach eher an ihre Kinder denken oder in die 
gemeinsame Wohnung investieren. Auch die 
»Teilzeit-Falle« ist ein Hindernis auf dem Weg 
zu einer ausreichenden Altersversorgung, 
so notwendig oder schön das Arbeiten in 
Teilzeit oder Minijobs ist. Gekoppelt mit der 
»Erziehungszeit-Falle«, wo oft von nur einem
Partner die Altersvorsorge-Beiträge ausgesetzt
werden, um das Familienbudget zu schonen, 
ist keine ausreichende Altersversorgung 
zu schaffen. 

Geben Sie Ihrer Seele den entscheidenden 
Kick und Ihrer Altersvorsorge den 

richtigen Impuls, indem Sie

1.  klären, wie viel gesetzliche Rente 
 Sie bekommen
2.  klären, wie hoch etwaige betriebliche  
 Absicherungen sind
3.  in Verträge investieren, die gleichzeitig  
 verbindlich und fl exibel sind
4.  sich unabhängig beraten lassen und
5.  nur unterschreiben, was Sie verstehen.

Mit dieser Finanzplanung in fünf Schritten 
kümmern Sie sich und streicheln das Ego. 

Aberglaube versus Statistik

Nicht am Freitag, dem 13.
Im Volksglauben gilt der Wochentag Freitag 
(Todestag Jesu) in Kombination mit der 13 
(Unglückszahl) als Tag, an dem Pleiten, Pech 
und Pannen besonders gehäuft eintreten. 
Wie richtig ein Teil der Aussage ist, zeigt die 
statische Auswertung der gemeldeten Schadens-
fälle bei Versicherern: Im Vergleich zu allen an-
deren Wochentagen verzeichnet die Analyse 
grundsätzlich an Freitagen die meisten Schadens-
fälle. Diese Analyse gilt jedoch ausdrücklich nicht
für Freitage, die auf den 13. eines Monats fallen: 
An diesen Tagen können auffallend weniger 
Schadensfälle verzeichnet werden: rund 10 %. 
So müsste die Schadensabteilung eines Versi-
cherers ausrufen: »Wie gut, dass es 2012 gleich  
drei Mal einen Freitag, den 13. gibt!« Doch die 
Erfahrung, dass Freitag, der 13. ungefährlicher 
ist als jeder x-beliebige andere Tag, hilft nicht. 
Der Aberglaube sitzt tiefer.

Der Gesetzgeber hat beschlossen, dass 
ab 2012 alle zulagenberechtigten Riester-
Sparer – egal, ob mittelbar oder unmittelbar– 
einheitlich jährlich mindestens 60 Euro in 
ihren Vertrag einzahlen müssen, um einen 
Anspruch auf die volle Altersvorsorgezulage 
zu erhalten. Dadurch wird sichergestellt, dass
bei einem schleichenden Übergang von der 
mittelbaren in die unmittelbare Zulagenberech-
tigung Betroffene auch den erforderlichen 
Mindesteigenbeitrag eingezahlt haben. Bisher
brauchten die nicht förderberechtigten Ehe-
partner keinen eigenen Beitrag zahlen (»Null-
vertrag«), wenn der förderberechtigte Ehe-
gatte das tat. Mitunter hatten beispielsweise 
Ehefrauen nach der Geburt eines Kindes ihre 
Statusänderung nicht gemeldet – was aber 
mit der Änderung der Zulagenberechtigung 
einhergeht. Die Folge war, dass die Zulagen 
nachträglich vom Staat zurückgefordert wur-
den und somit dem Vertrag verloren gingen. 
                     

              Carolin Brockmann

Steckt die Weltwirtschaft in Schwierigkeiten, zeigt 
sich die Psyche der Kapitalanleger besonders deut-
lich: Die Schreckgespenster von Infl ation und Anlage-
risiken, die sich teilweise bewahrheitet haben, lassen 
den einen Anleger in Gold fl üchten, andere in den 
Konsum, und wieder andere verharren im Nichtstun.
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